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Der Kreistag des Landkreises Teltow-Fläming beschloss auf seiner Sitzung am Montag, dem 
14.07.2008 im öffentlichen Teil: 
 
 

1. Der Kreistag fordert Bundes- und Landespolitiker auf, die Neugestaltung der 
Zuständigkeiten nach dem SGB II zu einer Stärkung der kommunalen 
Aufgabenverantwortung bei dauerhaft gesicherter Finanzierung zu nutzen. 

2. Der Kreistag lehnt das vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales und der 

Bundesagentur für Arbeit vorgeschlagene “Kooperative Jobcenter“ als künftiges 
Organisationsmodell für die Aufgabenwahrnehmung nach dem SGB II ab, da es 
weder den rechtlichen Anforderungen, die das Bundesverfassungsgericht aufgestellt 
hat, entspricht, noch die erforderliche Einbeziehung kommunaler Kompetenzen vorsieht. 

3. Der Kreistag fordert den Bundesgesetzgeber auf, sowohl für die Landkreise, die die 
Aufgaben nach dem SGB II eigenständig wahrnehmen wollen, als auch für die 
Landkreise, die diese Aufgaben weiterhin gemeinsam mit der Bundesagentur für 
Arbeit wahrnehmen wollen, eine sichere rechtliche Grundlage zu schaffen. Hierfür ist 
es erforderlich, weiteren kommunalen Trägern die Möglichkeit zur eigenständigen 
Aufgabenwahrnehmung im Sinne der Optionslösung auf Dauer zu eröffnen und 
gleichzeitig eine rechtlich und tatsächlich tragfähige Form der Arbeitsgemeinschaften 
in das SGB II aufzunehmen. 

4. Der Kreistag fordert weiter, die bestehende Begrenzung der Handlungsinstrumentarien 
bei den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit auf wenige Standardmaßnahmen 
aufzugeben und die bewährten kommunalindividuellen Instrumente im Rahmen der 
Leistungen des § 16 SGB II zu ermöglichen, wenn nötig auch gesetzlich abzusichern und 
so die kommunale Verantwortung für diese Leistungen zu stärken.  

5. Der Landrat wird beauftragt, das MASGF, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) sowie die kommunalpolitischen Vereinigungen auf Landes- und Bundesebene 
über diesen Beschluss in Kenntnis zu setzen. 

 
 

 
 
 
 
 Klaus Bochow    Wolfgang Paul 
 Vorsitzender des Kreistages  Mitglied des Kreistages 
 


	Vorlage
	Beschluss
	Zu
	Beschluß

